
gut vorbereitete Planungen auf dem 

Rechtsweg scheitern  –  oft wegen spe­

zifischer rechtlicher Mängel, die in 

Einsprachen und Beschwerden kriti­

siert werden.

Das vorliegende Themenheft soll ei­

nen Überblick über ausgewählte häu­

fige rechtliche «Stolpersteine» bei der 

Siedlungsentwicklung nach innen 

schaffen und Grundeigentümerschaf­

ten, Entwicklerinnen sowie der öf­

fentlichen Hand aufzeigen, wie diesen 

am besten aus dem Weg gegangen 

werden kann. 

Seit jeher verlangt die Bundesverfas­

sung eine haushälterische Boden­

nutzung und damit einen sparsamen 

Umgang mit dem nur beschränkt zur 

Verfügung stehenden Raum. Mit der 

Revision des Raumplanungsgesetzes 

2014 wurde die Siedlungsentwick­

lung nach innen als Planungsziel ex­

plizit gesetzlich verankert. Seitdem 

ist die Siedlungsentwicklung nach 

innen in aller Munde. Entscheidend 

für die erfolgreiche Umsetzung eines 

Innenentwicklungsprojekts sind eine 

qualitätsvolle Planung und eine um­

fassende Partizipation. In der Praxis 

zeigt sich aber leider oft, dass auch 

Wieso scheitern

Innenentwicklungsprojekte? 

Oftmals sind rechtliche 

Gründe dafür verantwortlich. 

Vorausschauende 

Abklärungen lohnen sich 

deshalb.

Siedlungsentwicklung nach innen – 
rechtliche Herausforderungen

2022
thema



Bezüge zum Planungs- und Baurecht. 
Die Verflechtungen mit dem Umwelt-
recht sind hier derart ausgeprägt, dass 
in der Regel bei jeder Planung eine Viel-
zahl von Umweltrechtsvorschriften zu 
berücksichtigen sind. Welche Anforde-
rungen genau zu erfüllen sind, hängt 
vom Massstab und Inhalt der betreffen-
den Planung ab. Typischerweise sind auf  
Stufe Richtplanung Umweltthemen wie 
der Landschaftsschutz und die Luft-
reinhaltung bzw. verkehrsintensive Vor-
haben, auf Stufe Nutzungsplanung die 
Naturgefahrenprävention und der Natur-
schutz sowie auf Stufe Baubewilligungs-
verfahren der Lärmschutz und der Ge-
wässerschutz zu beachten. 

Umweltschutz und 
Raumplanung koordinieren 

Damit Innenentwicklungsprojekte nicht 
an den umweltrechtlichen Anforderun-
gen scheitern, ist eine gute Koordination 
von Umweltschutz und Raumplanung 
elementar. Umweltanforderungen müs-
sen in den Planungsprozessen möglichst 
frühzeitig berücksichtigt werden. Sie 
tauchen oft bereits bei Standortfragen 
auf, die nicht erst auf Stufe Baubewilli-
gungsverfahren geklärt werden können 

In vielen Fällen sind umweltrechtliche 
Gründe für das Scheitern von Innen
entwicklungsprojekten verantwortlich. 
Während die Siedlungserweiterung v. a. 
grossräumliche Umweltthemen wie den 
Landschaftsschutz, die Naturgefahren
prävention oder die Vernetzung von  
Lebensräumen betrifft, hat die Sied
lungsentwicklung nach innen primär  
Auswirkungen auf technische Umwelt
aspekte. Es geht hier namentlich um den 
Immissionsschutz sowie kleinräumliche 
Naturschutzthemen wie den Hecken-
schutz oder den Schutz älterer Bäume. 
Nachfolgend werden exemplarisch eini-
ge umweltrechtliche Themen und deren 
Herausforderungen für die Siedlungsent-
wicklung nach innen aufgegriffen.

Umweltrecht = 
Querschnittsrecht

Umweltrecht ist Querschnittsrecht. Es 
hat Auswirkungen auf fast alle themen-
spezifischen (sektoralen) Rechtsberei
che wie bspw. das Eisenbahnrecht, das 
Strassenrecht, das Landwirtschaftsrecht 
oder das Wasserbaurecht. Umweltrecht 
ist in den betreffenden Verfahren je nach 
Inhalt der massgebenden Vorschriften 
direkt anwendbar. Am stärksten sind die 

und teilweise zwingend auf Stufe Richt-
plan behandelt werden müssen. Klar 
ist, dass die notwendigen Abklärungen 
immer stufengerecht erfolgen müssen. 
So werden die einzelnen umzusetzen-
den Massnahmen sinnvollerweise erst 
auf nachgelagerter Stufe, sprich in der 
Sondernutzungsplanung oder im Bau
bewilligungsverfahren, ausgearbeitet und 
verankert.

Was bringt die Zukunft?

Zukünftig wird in der Nutzungsplanung 
und im Baubewilligungsverfahren aus 
umweltrechtlicher Sicht insbesondere 
der Klimawandel zu berücksichtigen sein. 
Entsprechende Massnahmen, die heu-
te zumeist noch freiwillig sind, werden 
die Siedlungsentwicklung nach innen in  
Zukunft voraussichtlich stark prägen. 
Im Rahmen der Planungsprozesse wird 
es beispielsweise darum gehen, die 
Kaltluftströme innerhalb des Siedlungs
gebiets nicht zu beeinträchtigen bzw. 
wieder herzustellen. Bei Bauprojekten 
wird vermehrt auf unversiegelte und be-
pflanzte Aussenflächen zu achten sein. 

 Umweltrechtliche Anforderungen 
Wie beeinflussen sie die Siedlungsentwicklung 
nach innen?

Umweltrecht als Querschnittsrecht:
Das Umweltrecht ist in allen sektoralen 

Rechtsbereichen zu berücksichtigen. 
Je nach Norminhalt wirkt es sich direkt 
aus. Neben den in der Grafik aufgeführ­

ten sektoralen Rechtsbereichen sind 
zahlreiche weitere Bereiche wie das 

Wasserbaurecht, das Energierecht oder 
das Luftfahrtrecht betroffen.
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KOORDINATION VON 
UMWELTSCHUTZ UND RAUMPLANUNG

Titelbild:
Testplanung «Dreieck Bernstrasse – Bahnlinie –  
Kreuzstrasse», Zollikofen; weiterverfolgter
städtebaulicher Entwurf der GWJ Architektur AG.
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 Umweltrechtliche Anforderungen 
Wie beeinflussen sie die Siedlungsentwicklung 
nach innen?

Büro
Küche

Wohnen

Loggia
SchlafenSchlafen

Zürcherstrasse

Bad
Bad

IGW 
überschritten

IGW
eingehalten

Zwischen der Siedlungsentwicklung nach 
innen und dem Lärmschutz besteht ein 
gewisser Zielkonflikt. So ist das Bauen 
in bereits lärmbelasteten Gebieten bis-
weilen mit hohen Auflagen verbunden. 
Gemäss den lärmschutzrechtlichen Vor-
gaben müssen grundsätzlich bei allen 
Fenstern von lärmempfindlichen Räumen 
die Immissionsgrenzwerte (IGW) einge-
halten werden, damit eine Baubewilli-
gung erteilt werden kann.

Die Räume richtig anordnen

Die Lärmschutzverordnung präzisiert die 
weiteren Anforderungen an Baubewilli-
gungen in lärmbelasteten Gebieten. Neue 
Wohnungen dürfen nur bewilligt werden, 
wenn die IGW eingehalten werden kön- 
nen – sei es durch die Anordnung der lärm-
empfindlichen Räume auf der lärmabge-
wandten Seite des Gebäudes oder durch 
bauliche oder gestalterische Massnah-
men, die das Gebäude gegen Lärm ab-
schirmen. In vielen Fällen sind zudem grös-
sere Abstände zur Lärmquelle erforderlich, 
was nicht selten im Widerspruch zur Sied-
lungsentwicklung nach innen steht. Sind 
die IGW nicht eingehalten, kann nur mittels 
Ausnahmebewilligung gebaut werden. 
Eine solche kommt nur in Betracht, wenn 
an der Errichtung des Gebäudes ein über-
wiegendes Interesse besteht.

Es war einmal: Lüftungsfenster 

Nach der von verschiedenen Kantonen 
über Jahre angewendeten «Lüftungs-
fensterpraxis» musste der IGW nicht bei 
jedem Fenster eingehalten sein, sondern 
es genügte, wenn er in jedem lärmemp-
findlichen Raum mindestens an einem 
offenen Fenster eingehalten werden 
konnte. In vielen Fällen betraf dies ein 
strassenabgewandtes, nordseitig aus-
gerichtetes Fenster; deshalb der Begriff 
des Lüftungsfensters. In seinem Urteil 
1C_139/2015 vom 16. März 2016 hielt das 
Bundesgericht jedoch fest, dass die IGW 
an allen Fenstern einzuhalten sind. Seit 
diesem Urteil wird in der Praxis vermehrt 
von Ausnahmen Gebrauch gemacht.  
Solche beinhalten aber immer ein Pro-
zessrisiko für die Bauherrschaft.

Das vom Bund angedachte neue System:
Bei 3 von 4 lärmempfindlichen Räumen  

können die Immissionsgrenzwerte  
mindestens teilweise eingehalten werden.  

Diese Wohnung soll regulär, d.h. ohne  
Ausnahmebewilligung, baubewilligt werden 

können.

 Bauen im lärmbelasteten Gebiet
Wie bringt man Innenentwicklung und Lärmschutz 
in Einklang?

Zusätzliche Kriterien erhöhen  
die Rechtssicherheit: 

Mit der laufenden Revision des Umwelt­
schutzgesetzes sollen die Siedlungsent­
wicklung nach innen und der Lärmschutz 
besser aufeinander abgestimmt werden. 
Neben den IGW bzw. anstelle der IGW 
werden neue Kriterien für die Erteilung 
von Baubewilligungen in lärmbelasteten 
Gebieten verankert. Weist eine Wohnung 
einen minimalen Anteil lärmempfind­
licher Räume auf, welche die Grenzwerte 
mindestens teilweise einhalten, soll sie 
trotz IGW-Überschreitung bei gewissen 
Fenstern baubewilligt werden können. 
Notwendig soll zudem ein privater 
Aussenraum (Balkon, Terrasse etc.)  
sein, welcher die Planungswerte am Tag 
einhält. Mit diesen neuen Kriterien soll 
vermehrt auf Ausnahmen verzichtet und 
so die Rechts- und Planungssicherheit 
erhöht werden können. Inwiefern der 
vorgeschlagene Ansatz praxistauglich ist, 
muss abgewartet werden. Klar ist, dass 
im lärmbelasteten Gebiet die Schaffung 
eines Aussenraums, der die Planungs­
werte am Tag einhält, aus praktischen 
und wirtschaftlichen Gründen eine Heraus- 
forderung darstellen würde. Zunächst 
muss die Gesetzesvorlage vom Parlament 
beraten werden, was voraussichtlich 
2023 der Fall sein wird.

Ihre Ansprechpartnerin für bau-, 
planungs- und umweltrechtliche Fragen: 

Ann-Kathrin Braendle, MLaw, 
Projektleiterin Team Recht
+41 (0)31 310 50 23
ann-kathrin.braendle@ecoptima.ch
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 Störfallvorsorge 
Lässt sie sich mit der Raumplanung 
koordinieren?

Die Koordination von Raumplanung und 
Störfallvorsorge ist ein relativ neues  
Thema bei der Siedlungsentwicklung 
nach innen. Seit 2013 verlangt die Stör-
fallverordnung des Bundes, dass die 
Kantone die Störfallvorsorge in der Richt- 
und Nutzungsplanung sowie bei ihren 
übrigen raumwirksamen Tätigkeiten be-
rücksichtigen. Diese Koordinationspflicht 
betrifft zwar jeweils nur die sogenannten 
Koordinationsbereiche rund um die stör-
fallrelevanten Anlagen (z. B. Eisenbahn-
anlagen, Autobahnen, Produktionsanla-
gen oder Lager). In der Summe können 
sie aber ziemlich grosse Flächen in 
Anspruch nehmen (vgl. dazu den unten
stehenden Planausschnitt). Die Koordi
nationsbereiche messen in der Regel 
200 Meter; je nach Anlage können sie bis 
zu 600 Meter breit sein (300 m beidseitig 
bei Erdgashochdruckleitungen). 

Innenentwicklungsprojekte 
als risikorelevante Planungen 

Eine Planung ist von der Koordinations-
pflicht nur betroffen, wenn sie risiko
relevant ist; das heisst, wenn sie zu einer 
erheblichen Erhöhung des Störfallrisikos 
der betreffenden Anlage führt. Da In-
nenentwicklungsprojekte eine dichtere 

Nutzung und damit mehr Anwohnende 
bzw. Arbeitnehmende zur Folge haben, 
erfüllen sie dieses Kriterium in der Regel. 
Insbesondere bei Projekten in Bahnhofs-
nähe spielt die Koordination von Raum-
planung und Störfallvorsorge oft eine 
wichtige Rolle.

Risikomindernde 
Massnahmen prüfen

Zeichnet sich im Rahmen einer Planung 
eine signifikante Risikoerhöhung ab, sind 
sowohl planungs- wie auch störfallseitig 
risikomindernde Massnahmen zu prüfen. 
Zu treffen sind – zumindest planungs
seitig – grundsätzlich nur verhältnismäs-
sige Massnahmen. Demgegenüber sind 
wegen des im Umweltschutzgesetz ver-
ankerten Verursacherprinzips störfall
seitig auch weitergehende Massnahmen 
möglich. Werden die Störfallaspekte früh 
genug in die Betrachtungen einbezogen, 
lassen sich erhebliche Risikoerhöhungen 
mit einfachen Massnahmen verhindern. 
Planungsseitige Einschränkungen, na-
mentlich bei Art und Mass der Nutzung, 
sind in der Regel nicht notwendig. Aus-
genommen davon sind sensible Nutzun-
gen wie Spitäler, Pflegeheime oder Kin-
dertagesstätten. 

Konsultationsbereiche: 
Betrieb (150 m/350 m)

Autobahn (beidseitig 100 m)
andere Strasse (beidseitig 100 m)

Eisenbahn (beidseitig 100 m)
Erdgashochdruckleitung  
(beidseitig 100 m/300 m)

Ausschnitt aus 
der «Konsultationsbereichskarte 

Störfallverordnung» des Kantons Bern

 Biotopschutz 
Welche Vorschriften 
gelten in der Bauzone? 

Auch das Naturschutzrecht macht  
vor der Bauzone nicht Halt und darf  
im Rahmen der Siedlungsentwicklung 
nach innen nicht vernachlässigt wer
den; dies betrifft namentlich den Bio
topschutz. Immerhin befinden sich 
rund 45 % der Biotope von nationaler 
Bedeutung im Agglomerationsgebiet. 
Die bereits inventarisierten und unter 
Schutz gestellten Biotope, bspw. dieje-
nigen von nationaler Bedeutung, sind 
in der Nutzungsplanung oder in Schutz-
beschlüssen verankert und bei Inangriff
nahme einer Planung entsprechend gut 
erkennbar.

Den Biotopschutz im 
Baubewilligungsverfahren direkt 
anwenden

Hingegen sind kleinere Biotope wie  
Hecken, Teiche oder Obstgärten oft 
weder in einem Inventar vermerkt noch 
in der Nutzungsplanung ausgeschie-
den. Das Naturschutzrecht legt nicht 
klar fest, ab welcher Qualität und Grös-
se ein Lebensraum als schutzwürdig im 
Sinn des Gesetzes gilt. Die fehlende 
Verankerung in der Nutzungsplanung 
befreit Bauherrschaften nicht davon, 
bei einem konkreten Innenentwick-
lungsprojekt im Rahmen des Planungs- 
und Baubewilligungsverfahrens zu prü-
fen, ob ein Lebensraum allenfalls als 
rechtlich schutzwürdig erachtet wer-
den muss. Liegt ein schutzwürdiges 
Biotop vor, klären die zuständigen Be-
hörden im Rahmen der gemäss Natur- 
und Heimatschutzgesetzgebung not-
wendigen Interessenabwägung ab, ob 
es ungeschmälert zu erhalten ist oder 
beseitigt werden kann, wobei in letzte-
rem Fall Ersatzmassnahmen geleistet 

Ihr Ansprechpartner für bau-, planungs- 
und umweltrechtliche Fragen: 

Christian Kilchhofer, Leiter Team Recht, 
Jurist und Raumplaner MAS ETH
+41 (0)31 310 51 19
christian.kilchhofer@ecoptima.ch
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 Gewässerraum
Wie geht Siedlungsentwicklung nach innen 
in Gewässernähe?  

Der nach der Gewässerschutzgesetzge
bung bei Fliessgewässern und stehenden 
Gewässern erforderliche Gewässerraum 
und die Siedlungsentwicklung nach innen 
stehen in einem Spannungsfeld: Zum ei-
nen ist der Gewässerraum grundsätzlich 
frei von neuen Bauten zu halten; erstellt 
werden dürfen nur standortgebundene 
Anlagen von öffentlichem Interesse wie 
Uferwege oder Hochwasserbauten. Zum 
anderen kann der Gewässerraum, ob-
wohl er in der Regel nur einen Uferstrei-
fen von jeweils höchstens 15 Meter be-
inhaltet, in der Summe grosse Flächen 
innerhalb der Bauzone umfassen. 

Reduktion des Gewässerraums  
in dicht überbauten Gebieten

Was tun, damit die Siedlungsentwick-
lung nach innen in der Nähe von Gewäs-
sern nicht allzu stark behindert wird? Im 
Rahmen der Nutzungsplanung kann in 
dicht überbauten Gebieten die Breite 
des Gewässerraums reduziert werden, 
soweit der Schutz vor Hochwasser ge-
währleistet bleibt. Die Grundvoraus-
setzungen hierfür sind, dass mehr als 
die Hälfte des fraglichen Areals mit  
Bauten bedeckt ist und dass es zentral 
gelegen ist.

Ausnahmebewilligung 
in dicht überbauten Gebieten

Zur Förderung der Siedlungsentwicklung 
nach innen kann die zuständige Behörde 
im Gewässerraum zudem im Einzelfall 
Ausnahmebewilligungen für die Erstel-
lung von zonenkonformen Anlagen in 
dicht überbauten Gebieten gewähren. 
Voraussetzung hierfür ist zum einen, 
dass keine überwiegenden Interessen 
entgegenstehen. Zudem muss im Einzel-
fall tatsächlich ein dicht überbautes Ge-
biet vorliegen. Bei dieser Anforderung 
handelt es sich um einen unbestimmten 
Rechtsbegriff. Das Bundesgericht hat 
sich seit dem Inkrafttreten der Gewäs-
serraumregelung mehrfach mit der Aus-
legung des Begriffs «dicht überbaut» 
auseinandergesetzt. Die höchstrichter-
lich festgelegten Kriterien müssen je-
weils zwingend beachtet werden (vgl. 
dazu die nachfolgenden Leitentscheide 
des Bundesgerichts).

Planausschnitt Rüschlikon 
(umstrittene und mittlerweile überbaute 
Parzelle rot umrandet)

Luftbildausschnitt des mitten in Lausanne 
gelegenen Obst- und Gemüsegartens

Leitentscheide des Bundesgerichts:  

Im Fall Dagmersellen (BGE 140 II 428) 
sollten in der Wohn- und Arbeitszone 
ein Gebäude abgebrochen und zwei 
Mehrfamilienhäuser errichtet werden. 
Das Bundesgericht hob die Baubewil­
ligung mit der Begründung auf, dass  
die Parzelle mit Blick auf das gesamte 
Gemeindegebiet peripher gelegen sei 
und als nicht dicht überbaut bezeichnet 
werden müsse – trotz der am betreffen­
den Fluss (Wigger) bereits vorhandenen 
Bauten und Anlagen. 
Im Entscheid Rüschlikon (BGE 140 II 437) 
sollte ein Einfamilienhaus im Uferbereich 
des Zürichsees errichtet werden (vgl. den 
untenstehenden Situationsplan). Hier 
bejahte das Bundesgericht das Vorliegen 
eines dicht überbauten Gebiets mit  
der Begründung, dass die betroffene 
Bauparzelle im Hauptsiedlungsgebiet  
der Gemeinde liege, welche selbst Teil 
der dicht überbauten Agglomeration der 
Stadt Zürich sei. Daher sei trotz eines 
rund 100 Meter langen Grünstreifens 
zwischen den Seebauten und der 
Seestrasse von einem dicht überbauten 
Gebiet auszugehen. Bei der Anwendung 
des Kriteriums ist also nicht nur der 
Verbauungsgrad, sondern auch die Lage  
in der Siedlung entscheidend. 

Wie wichtig ist ein Biotop?   

In seinem Urteil BGer 1C_126/2020  
vom 15. Februar 2021 bestätigte das 
Bundesgericht, dass einem schutz­
würdigen Biotop auch ohne Eintrag  
in der Nutzungsplanung ein gleich  
hohes Gewicht zukommen kann wie 
dem Interesse an der zonenkonformen 
Überbauung. Im konkreten Fall ging  
es um den Schutz eines alten Obst-  
und Gemüsegartens mit verschiede- 
nen Hecken, Mauern und extensiver 
Krautschicht, also um ein für die 
Biodiversität wertvolles Mosaik von 
Lebensräumen mitten in Lausanne 
(vgl. das obenstehende Luftbild). 
Das Bundesgericht hob die erteilte 
Baubewilligung auf und wies die 
Bauherrschaft an, das Projekt unter 
Berücksichtigung des Obst- und 
Gemüsegartens zu verkleinern.

werden müssen. Zu beachten ist, dass 
es grundsätzlich keine Rolle spielt, ob 
ein Biotop auf natürlichem oder künst-
lichem Weg entstanden ist. 

Biodiversität im 
Siedlungsraum wird immer 
bedeutender

Der Artenschwund in der Schweiz 
schreitet ungebremst voran. Grund da-
für sind primär die fehlenden naturna-
hen Flächen und deren mangelhafte 
Vernetzung. Siedlungen beinhalten mit 
ihren Gärten und Parks Grünflächen 
und Strukturelemente. Sie bieten Raum 
für die Biodiversität, was als Chance er-
kannt wurde. Seit einigen Jahren wird 
dem Biotopschutz im Siedlungsraum 
daher von Behördenseite stärkere Be-
deutung zugemessen. Um unliebsame 
Überraschungen in fortgeschrittenem 
Planungsstadium zu verhindern, emp-
fehlen wir deshalb, den Wert allfälliger 
von einer Planung betroffenen natur-
nahen Flächen frühzeitig von Fachper-
sonen abklären zu lassen.
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 Ortsbild- und Denkmalschutz 
Wie konfliktreich ist der Umgang mit 
dem historischen Erbe?

Die Siedlungsentwicklung nach innen  
ist zwar gewünscht, führt aber regel-
mässig zu Konflikten mit dem Ortsbild- 
und Denkmalschutz. Immer öfter wird  
in Einsprache- und Beschwerdeverfah
ren zu solchen Projekten die Verletzung  
von Ästhetikvorschriften gerügt. Ge-
meinden und Bauherrschaften sind gut 
beraten, die nachfolgenden Aspekte bei 
ihren Überlegungen frühzeitig zu berück-
sichtigen, um mögliche Fallstricke zu 
vermeiden.

Die Expertise von Fachleuten 
ist entscheidend 

Bauten und Anlagen dürfen nach den 
Vorgaben der bernischen Baugesetz
gebung Landschaften, Orts- und Stras-
senbilder nicht beeinträchtigen. Viele 
Gemeinden verlangen weitergehend, 
das Bauprojekt müsse eine «gute Ge-
samtwirkung» mit seiner Umgebung er-
zielen (sog. positive Einordnungsgebote). 
Ob das Bauprojekt den ästhetischen  
Anforderungen genügt, ist eine Rechts
frage, die die zuständigen Behörden und 
Rechtsmittelinstanzen beurteilen. Für 
ihre Beurteilung stützen diese sich regel-
mässig auf die (architektonische) Exper-
tise von Fachleuten (z.B. Kommission zur 
Pflege der Orts- und Landschaftsbilder 
OLK, Berner Heimatschutz, kommunale 

Fachstellen). Erstere ist von der Bau
bewilligungsbehörde je nach Sachlage 
zwingend zu konsultieren, wobei darauf 
verzichtet werden kann, wenn bereits 
eine Beurteilung durch eine andere 
kompetente Fachstelle (bspw. eine kom-
munale Fachgruppe) stattgefunden hat 
oder ein Projektwettbewerb durchge-
führt wurde. Praxisgemäss gilt dies auch 
bei Studienaufträgen und soll gemäss 
dem voraussichtlich per 1. März 2023 in 
Kraft tretenden revidierten Baubewilli-
gungsdekret auch bei Workshopverfah-
ren möglich sein. Rechtsmittelbehörden 
dürfen die OLK im Beschwerdeverfahren 
jederzeit beiziehen, auch ohne Antrag 
der Verfahrensbeteiligten. Die Fach- 
berichte der OLK geniessen einen erheb-
lichen Stellenwert.

Denkmalschutz betrifft auch 
die Umgebung

Vom Ortsbildschutz ist der Denkmal-
schutz zu unterscheiden. Baudenkmäler 
sind herausragende Objekte und Ensem-
bles von kulturellem, historischem oder 
ästhetischem Wert. Dazu gehören etwa 
ganze Baugruppen, Einzelbauten oder 
auch Aussenanlagen wie Gärten. Sie ge-
niessen dann Schutz, wenn sie im Bau-
inventar verzeichnet sind. Baudenkmäler 
dürfen auch durch Veränderungen in ih-

rer Umgebung nicht beeinträchtigt wer-
den (sog. Umgebungsschutz). Geht es 
um bauliche Massnahmen an Baudenk-
mälern, prallen öffentliche Interessen 
(Erhalt, Siedlungsentwicklung nach in-
nen) und private (wirtschaftliche) Inter-
essen aufeinander und sind gegenein
ander abzuwägen. Im Ergebnis kann es 
dazu kommen, dass die zonengemässe 
bauliche Nutzung (z.B. in der Höhe oder 
Breite) auf einem Grundstück nicht voll 
ausgeschöpft werden darf. Sind Fragen 
des Denkmalschutzes betroffen, ist 
grundsätzlich die Kantonale Denkmal-
pflege einzubeziehen.

Das im ISOS-Objektblatt Meiringen mit X gekennzeichnete Gebiet müsste nach den  
ISOS-Vorgaben freigehalten werden. Da es sich aber gemäss rechtsgültigem Zonenplan 
(rechts) in der Bauzone und ausserhalb des Ortsbildschutzperimeters befindet, hat  
die Grundeigentümerschaft grundsätzlich einen Rechtsanspruch auf eine Baubewilligung.

Bundesinventar der 
schützenswerten Ortsbilder: 

Dem Bundesinventar der schützens­
werten Ortsbilder der Schweiz von 
nationaler Bedeutung (ISOS) kommt 
betreffend Ortsbildschutz grosse  
Bedeutung zu. Bei der Siedlungsent­
wicklung nach innen sind namentlich 
auch die im ISOS definierten Umge­
bungszonen bzw. Umgebungsrich-
tungen mit dem Erhaltungsziel a zu 
beachten. Diese sind grundsätzlich 
freizuhalten. Überschneidet sich ein 
Umgebungsbereich mit einer rechts­
gültigen Bauzone, stellen sich heikle 
Rechtsfragen (vgl. dazu das nebenste­
hende Beispiel). Grundsätzlich gilt,  
dass das ISOS in der Nutzungsplanung 
umzusetzen ist; im Baubewilligungs­
verfahren ist es i.d.R. nicht direkt 
anwendbar. 

Ihr Ansprechpartner für bau-, planungs- 
und umweltrechtliche Fragen: 

Dominik Zürcher, Rechtsanwalt, 
Projektleiter Team Recht
+41 (0)31 310 50 88
dominik.zuercher@ecoptima.ch
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 Erschliessung 
Was bedeutet Siedlungsentwicklung nach innen 
hinsichtlich Verkehr?

Die Erteilung einer Baubewilligung setzt 
gemäss den bundes- und kantonal-
rechtlichen Vorgaben eine genügende 
Erschliessung voraus. Die strassen
mässige Erschliessung, auf der hier das 
Schwergewicht liegt, ist dann genü-
gend, wenn die Zufahrtsstrasse hin
reichend nahe (i.d.R. 100 Meter) an die 
Bauten und Anlagen heranführt und 
diese für Feuerwehr und Sanität gut  
erreichbar sind.

Wann genügt die bestehende 
Zufahrtsstrasse?

Oft will ein Innenentwicklungsprojekt 
eine bereits vorhandene Erschliessung 
nutzen. Eine bestehende Zufahrt kann 
auch dann genügen, wenn sie die Anfor-
derungen an Neuerschliessungen (Min-
dest- und Höchstbreite sowie maximale 
Steigung) nicht erfüllt. Dabei müssen 
verschiedene Voraussetzungen erfüllt 
sein: Bei Umbauten, Erweiterungen und 
Zweckänderungen ist eine bestehende 
Zufahrt dann genügend, wenn diese  
zu keiner wesentlichen Mehrbelastung 
führen. Im Fall von Neubauten genügt 
eine bereits vorhandene Zufahrt nur, 
wenn die insgesamt zu erwartende 
Mehrbelastung verhältnismässig gering 
ist und die Verkehrssicherheit und die 
Brandbekämpfung gewährleistet sind.

Wann spricht man von 
einer Mehrbelastung? 

Ob eine Mehrbelastung als verhältnis-
mässig gering eingestuft wird, ist im 
Einzelfall zu klären. Im Kanton Bern 
kann die Bauverordnung hinweisend 
herangezogen werden, die festhält, dass 
der Verkehr aus nicht mehr als 20 Woh-
nungen oder gleichbedeutender Nut-
zung als «geringe Verkehrsbelastung» 
gilt. Häufig wird der zu erwartende Mehr-
verkehr von kritischen Nachbarn über-
schätzt oder es werden Sicherheits
bedenken vorgeschoben.

Die Ansprüche an die 
Verkehrssicherheit steigen

Die Anforderungen an die Verkehrs
sicherheit haben in den letzten Jahr-
zehnten zugenommen. Einst erstellte 
schmale Erschliessungssträsschen ge-
nügen oft kaum mehr, um auch bloss 
verhältnismässig geringe Mehrbelas-
tungen aufzunehmen. Zwar lässt die 
bernische Baugesetzgebung ausnahms-
weise eine Strassenbreite von 3 Metern 
zu. Zur Beurteilung der Verkehrssicher-
heit werden aber in der Praxis die Nor-
men des Schweizerischen Verbands der 
Strassen- und Verkehrsfachleute (VSS) 
beigezogen. Nach diesen sind Strassen-

breiten von 3 Metern für den Begeg-
nungsfall Auto/Fussgänger in der Regel 
ungenügend. Oft genügen auch die  
erforderlichen Sichtweiten bei der Ein-
mündung in übergeordnete Strassen 
(z.B. Quartiersammelstrassen) den heu-
tigen Normen nicht. Die Einführung von 
Tempo-30-Zonen kann Abhilfe schaffen.

Der Ausbau für den Begegnungsfall 
PW/Kinderwagen oder Velo wäre schwierig. 
Das Kreuzen von PW ist anspruchsvoll.

Das Einmünden in die Strasse ist 
mit Blick auf die vorhandenen Sichtweiten 
herausfordernd.

Ihr Ansprechpartner für bau-, planungs- 
und umweltrechtliche Fragen: 

Peter Perren, Fürsprecher und M.B.L.-HSG, 
Partner und Projektleiter Team Recht
+41 (0)31 310 50 96
peter.perren@ecoptima.ch
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ecoptima ag
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ecoptima hat die Gemeinde Lyss bei der 
Erarbeitung des städtebaulichen Richtplans 

Zentrum unterstützt, der mit Blick auf die 
neuen Geschossigkeiten Mehrwertabgaben 

zur Folge haben wird.

zonen; bereits unter der früheren Re-
gelung im bernischen Baugesetz er
hoben sie bei Neueinzonungen eine 
Abgabe, mit der regelmässig erheb
liche Beträge zusammenkamen. Die  
Erhebung einer Mehrwertabgabe auf 
Um- und Aufzonungen kann hier einen 
gewissen Ersatz leisten. Wichtig zu 
wissen ist aber, dass es oft Jahre dau-
ert, bis die Beträge fällig werden, und 
dass die Gelder nur zweckgebunden 
eingesetzt werden können.

Wo siehst du Nachteile der  
Mehrwertabgabe bei der Siedlungs-
entwicklung nach innen?
Die Schätzungen können sehr aufwän-
dig sein. So gibt es verschiedene aner-
kannte Schätzmethoden mit teilweise 
sehr unterschiedlichen Resultaten. Wir 
machen zudem die Erfahrung, dass die 
geeigneten Büros stark ausgelastet und 
Verzögerungen unvermeidlich sind. Ge-
rade bei Aufzonungen ist oft eine grosse 
Zahl von Schätzungen nötig, z.B. bei ei-
ner Umwandlung einer Wohnzone W1 in 
eine W2. Nicht selten führt die Ankündi-
gung einer Mehrwertabgabe zum Rück-
zug des Begehrens resp. zur Ablehnung 
einer von der Gemeinde vorgeschlage-
nen Massnahme. Grund dafür ist sicher 
auch, dass die Mehrwertabgabe bei Um- 
und Aufzonungen noch nicht dieselbe 
Akzeptanz findet wie dies bei Neueinzo-
nungen der Fall ist.

Thomas, du hast als Planer 
tagtäglich mit Innenentwicklungs-
projekten zu tun. Inwiefern ist  
die Mehrwertabgabe überhaupt 
ein Thema?
Die Siedlungsentwicklung nach innen 
erfordert vielfach auch Um- und Auf
zonungen. Bei Gemeinden im Kanton 
Bern, die Um- und Aufzonungen der 
Mehrwertabgabe unterstellen, spielt 
diese Abgabe eine wichtige Rolle. Wir 
behandeln das Thema im Erläuterungs-
bericht und beraten die Gemeinde 
beim Einholen der Schätzungen. Weiter 
leisten wir Unterstützung beim Verfah-
ren: Wir helfen mit, die Grundeigentü-
merinnen und Grundeigentümer wäh-
rend der öffentlichen Auflage einer 
Planung zu informieren oder entwerfen 
die Abgabeverfügung, sobald die Pla-
nung rechtskräftig ist.

Wie profitiert eine Gemeinde  
aus der Mehrwertabgabe infolge 
Innenentwicklung?
Der Hauptvorteil ist sicher, dass die  
Gemeinde so neue Finanzierungs
quellen für ihre planerischen Aufga-
ben erschliessen kann. Dabei können 
durchaus Beträge in Millionenhöhe  
zusammenkommen. In Frage kommt 
bspw. die Finanzierung von Massnah-
men für Infrastrukturen, Verkehr und 
Grünflächen. Die meisten Gemeinden 
können kein neues Bauland mehr ein-

In eigener Sache: 

ecoptima ist ein breit aufgestelltes 
Raumplanungsbüro, das mit seinem 
interdisziplinär zusammengesetzten 
Team in der Lage ist, auch komplexe und 
vielschichtige Aufgabenstellungen zu 
meistern. Seit jeher verfügt ecoptima 
über ein Team Recht mit Juristinnen  
und Juristen, die Sie bau-, planungs- und 
umweltrechtlich auf kompetente und 
adressatengerechte Weise beraten. 

Personelle Verstärkung:
Seit 1. November 2022 ergänzt Nadine 
von Schroeder das Team Recht der 
ecoptima. Sie ist Rechtsanwältin und 
arbeitete die letzten zwölf Jahre als 
Juristin beim Amt für Gemeinden und 
Raumordnung.

Zusätzlicher Standort:
Seit Juli 2022 verfügt ecoptima über 
Büroräumlichkeiten in Sursee. Wir rücken 
mit dieser räumlichen Erweiterung noch 
näher zu unseren Kundinnen und Kunden 
in der Zentralschweiz und freuen uns auf 
die Fortsetzung der bewährten Zusam­
menarbeit.

Ihr Ansprechpartner bei Planungen  
aller Art: 

Thomas Federli, dipl. Geograf,  
Leiter Fachbereich Planung
+41 (0)31 310 51 14
thomas.federli@ecoptima.ch
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Mehrwertabgabe im Rahmen 
der Siedlungsentwicklung nach innen


